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BEBAUUNGSPLAN
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1. ÄNDERUNG
HÖRSTE 

BAHNECKE

AUSZUG AUS DEM FLÄCHENNUTZUNGSPLAN                    M.: 1 : 10000
IN DER FASSUNG DER NEUAUFSTELLUNG

VERFAHRENSVERMERKE

1. Aufstellungsbeschluss:

Der Stadtentwicklungsausschuss hat am ___________ gem. § 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung der 1. Änderung des 
Bebauungsplanes beschlossen. Der Beschluss wurde am ___________ in der Tageszeitung „Der Patriot“ öffentlich 
bekannt gemacht.

2. Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit

Die Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB hat vom ___________ bis    ___________ stattgefunden. 
Der Beschluss wurde am ___________ in der Tageszeitung „Der Patriot“ öffentlich bekannt gemacht.

3. Frühzeitige Beteiligung der Träger öffentlicher Belange

Die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB hat vom   ___________ bis ___________ 
stattgefunden.

4. Beteiligung der Träger öffentlicher Belange

Die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB hat vom ___________ bis ___________ 
stattgefunden.

5. Öffentliche Auslegung

Der Stadtentwicklungsausschuss hat am ___________ die Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB 
beschlossen. Die Beteiligung der Öffentlichkeit hat vom ___________ bis ___________ stattgefunden. Ort und 
Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am ___________ in der Tageszeitung „Der Patriot“ öffentlich bekannt ge-
macht.

Lippstadt, den ___________ 

Der Bürgermeister 
im Auftrag

_______________________
Heinrich Horstmann
Fachbereichsleitung Stadtentwicklung und Bauen

6. Satzungsbeschluss/Ausfertigung

Der Rat der Stadt Lippstadt hat aufgrund § 7 i.V.m. § 41 GO NRW in der Sitzung am ___________ die 1. Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. 84 „Hörste Bahnecke“  bestehend aus Planzeichnung und textlichen Festsetzungen gem. 
§ 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen und der Begründung zugestimmt.

Die 1. Änderung des Bebauungsplanes wird hiermit ausgefertigt.

Lippstadt, den___________ 

_______________________ _______________________
Arne Moritz
Bürgermeister Schriftführer

L.S.

7. Bekanntmachung/Inkrafttreten

Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr.   wurde gem. § 10 Abs. 3 BauGB am  __________  
unter Hinweis auf den Ort der Einsichtnahme in der Tageszeitung „Der Patriot“ ortsüblich bekannt gemacht. Mit die-
ser Bekanntmachung tritt die 1. Änderung des Bebauungsplanes in Kraft.

Lippstadt, den ___________ 

_______________________

Bürgermeister

84 „Hörste Bahnecke“

Arne Moritz  

L.S.

KATASTERVERMERK
 
Die Planunterlage dieses Bebauungsplanes wurde unter Verwendung amtlicher Unterlagen des Liegenschaftskatas-
ters und aufgrund örtlicher Ergänzungsmessungen angefertigt. Sämtliche Darstellungen entsprechen dem gegenwär-
tigen Zustand und stimmen mit dem Liegenschaftskataster vom heutigen Tage überein. 
Es wird bescheinigt, dass die Planunterlage den Anforderungen des § 1 PlanZV entspricht.

Lippstadt, den ___________

_______________________
Christian Kißler
Fachdienstleiter GeoService und Wertermittlung

L.S.

GEOMETRISCHE FESTLEGUNG

Es wird bescheinigt, dass die Festlegung der Städtebaulichen Planung geometrisch eindeutig ist.

Lippstadt, den ___________ 

Der Bürgermeister 
im Auftrag

_______________________
Heinrich Horstmann
Fachbereichsleitung Stadtentwicklung und Bauen
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C. GESTALTUNGSVORSCHRIFTEN
gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 89 BauO NW

I. GESTALTUNG BAULICHER ANLAGEN

1. Dächer
a) Zulässige Dachform, Dachneigung und Dacheindeckung

SD Satteldach
WD Walmdach
ZD Zeltdach

GD
23°-45° Es sind nur geneigte Dächer mit einer Dachneigung von 23° - 45° 

zulässig

Hauptfirstrichtung

Dachflächen sind mit Dachpfannen in roter oder schwarzer Farbe und unglasierter 
Oberfläche einzudecken. 

b) Dachaufbauten, Dacheinschnitte
1Die Länge der Dachaufbauten und Dacheinschnitte darf /3 der Firstlänge nicht über-

schreiten. Der Abstand der Dachaufbauten und Dacheinschnitte von der Giebelwand 
muß mind. 2,00 m betragen. Die Dächer der Gauben sind mit dem Material des 
Hauptdaches einzudecken.
Oberstes Geschoss (Staffelgeschoss) muß allseitig mindestens 1,50 m gegenüber der 
Fassade der darunterliegenden Geschosse zurückgesetzt werden.

2. Fassaden
Die Außenwandflächen der Gebäude sind in Verblend- bzw. Sichtmauerwerk oder Putz zu 
erstellen. Teilflächen der Fassaden dürfen auch mit Holz verkleidet werden. Glänzende 
und reflektierende Materialien sind nicht zulässig.

3. Nebengebäude und Garagen
Für Nebengebäude und Garagen sind auch Flachdächer zulässig.

4. Stellplätze/Zufahrten, 
Stellplätze und Zufahrten sind in wasserdurchlässigen Materialien auszuführen (z. B. 
wassergebundene Decke, Schotterrasen, Rasengittersteine, Pflaster mit breitem 
Fugenabstand).

5. Einfriedigungen
Es sind ausschließlich folgende Grundstückseinfriedigungen zulässig.
Zu den öffentlichen Verkehrsflächen: Hecken bis zu einer Höhe von 1,20 m.
Aufgrund der Lage des Grundstückes im Eckbereich der Landstraße L 636 und L 749 sind 
ausnahmsweise Grundstückseinfriedigungen´zu den öffentlichen Verkehrsflächen in der  
Höhe von max. 2,00 m zulässig.
Entlang öffentlicher Verkehrflächen ist ein Mindestabstand von 0,50 m einzuhalten, 
welcher zu pflanzen ist.
Im sonstigen Grundstücksbereich und zu Flächen für Versorgungsanlagen: Hecken bis zu 
einer Höhe von 2,00 m.
Es sind ausschließlich standortgerechte einheimische Laubgehölze zu verwenden. In 
Verbindung mit Hecken sind auch Transparente Zaunanlagen aus Maschendraht bzw. 
Metallstäben bis zu einer Gesamthöhe von 1,20 m zulässig.

Ständige Standorte für Müllbehälter sind durch Bepflanzungen zum öffentlichen 
Verkehrsraum abzuschirmen.

D HINWEISE UND NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN

1. Schutz von Bodendenkmälern
Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/oder naturgeschichtliche 
Bodenfunde, d.h. Mauern, alte Gräben, Einzelfunde aber auch Veränderungen und Ver-
färbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit, Höhlen und Spalten, aber auch Zeug-
nisse tierischen und/oder pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit) entdeckt 
werden. Die Entdeckung von Bodendenkmälern ist der Stadt Lippstadt als untere Denk-
malbehörde und/oder dem LWL-Archäologie für Westfalen, Außenstelle Olpe, In der 
Wüste 4, 57462 Olpe unverzüglich anzuzeigen und die Entdeckungsstätte mindestens 3 
Werktage in unverändertem Zustand zu erhalten (§§ 15 u. 16 Denkmalschutzgesetz 
NW), falls diese nicht vorher von den Denkmalbehörden freigegeben wird. Der Land-
schaftsverband Westfalen-Lippe ist berechtigt, das Bodendenkmal zu bergen, auszu-
werten und für wissenschaftliche Erforschung bis zu 6 Monate in Besitz zu nehmen (§16 
Abs. 4 DschG NW).

2. Bodenverunreinigungen
Bei Bodeneingriffen können Böden mit stark umweltgefährdenden Stoffen zu Tage tre-
ten. Sollte der Verdacht auf eine Bodenkontamination - u. a. zu erkennen am Geruch 
oder Verfärbung der natürlichen Bodenbeschaffenheit - bestehen, ist unverzüglich das 
Umweltamt des Kreises Soest in Kenntnis zu setzen.

3. Bodenverunreinigung
Bei der Bebauung der Flächen, deren Böden mit erheblich umweltgefährdenden Stoffen 
belastet sind, können Schutz-, Sicherungs- oder Sanierungsmaßnahmen und Vorkeh-
rungen erforderlich werden, die mit zusätzlichen Kosten für die Bauherren verbunden 
sind.

4. Hochwasser (nachrichtliche Übernahme gem. § 9 Abs. 6a BauGB)
Das Plangebiet liegt bezogen auf das derzeitige Geländeniveau im Hochwassergefah-
renbereich des Hochwassers mittlerer Wahrscheinlichkeit (HQ 100 = 81,50 NHN). Bauli-
che Anlagen sollten hochwasserangepasst, geplant und gebaut werden. Auf die in der 
Festsetzung getroffenen Mindesthöhe für OKFF sowie auf die Anforderungen des § 78b 
WAG zu eine hochwasserangepasste Bauweise wird hingewiesen.

Über Möglichkeiten der Eigenvorsorge informiert die Hochwasserschutzfibel - Objekt-
schutz und bauliche Vorsorge des Bundes - (Bundesministerium für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung, 2013).

5. Einsichtnahme Rechts- und sonstige Grundlagen
Die im Bebauungsplan in Bezug genommenen Gesetze, Verordnungen, Erlasse, Gut-
achten, DIN-Vorschriften und sonstigen außerstaatlichen Regelwerke sind während der 
Dienststunden bei der Stadtverwaltung Lippstadt, Fachdienst Stadtplanung und 
Umweltschutz, Stadthaus Ostwall 1, 59555 Lippstadt einsehbar.

Hochwassergefahrenkarte (100-jähriges Hochwasser – HQ100)

Überschwemmungsgrenze der Gebiete 
ohne technischen Hochwasserschutz

Gefahrenkarte: niedrige Wahrscheinlichkeit

0 - 0,5 m
0,5 - 1 m
1 - 2 m
2 - 4 m
> 4 m

> 0,2 bis 0,5 m/s

> 0,5 bis 2 m/s

> 2 m/s

Fließgeschwindigkeiten

Tiefen
Überschwemmungsgebiet

200 Meter

A. ERKLÄRUNG DER PLANZEICHEN
UND TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

ART DER BAULICHEN NUTZUNG
gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

WA = Allgemeines Wohngebiet gemäß § 4 BauNVO

Zulässig sind gemäß Abs. 2 
1. Wohngebäude,
2. die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften 

sowie nicht störende Handwerksbetriebe.
3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

Ausnahmsweise zulässig sind:
1. Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
2. sonstige nicht störende Gewerbebetriebe.

Nicht zulässig sind
1. Anlagen für Verwaltungen,
2. Gartenbaubetriebe,
3. Tankstellen.

BAUWEISE, BAUGRENZEN
gemäß §§ 22 und 23 BauNVO

o = Offene Bauweise

= Überbaubare Grundstücksfläche

= Baugrenze

MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
gemäß §§ 16 - 21a BauNVO

0.3 = Grundflächenzahl

II = Zahl der Vollgeschosse als Höchstgrenze

TH (1) = maximale zulässige Traufhöhe (m über NHN)
              Die Traufhöhe wird wie folgt gemessen: Bezugspunkt bis Schnittpunkt mit der Oberkante 

Dachhaut im Schnittpunkt der Außenwand.

TH (2) = maximale zulässige Traufhöhe bei Staffelgeschossen (m über NHN)
              Die Traufhöhe von Staffelgeschossen ist in Form einer maximalen Höchstgrenze vorgege-

ben. Die Traufhöhe wird wie folgt gemessen: Bezugspunkt bis Schnittpunkt mit der Ober-
kante Dachhaut im Schnittpunkt der Außenwand des Staffelgeschosses.

FH = maximale zulässige Firsthöhe (m über NHN)
           Die Firsthöhe wird wie folgt gemessen: Bezugspunkt bis Schnittpunkt mit der Oberkante 

der Dacheindeckung.

= eingetragener Höhenbezugspunkt

           Bezugspunkt:
            Unterer Bezugspunkt für die festgesetzte First- und Traufhöhe ist die Oberkante der 

vorgelagerten Straßenverkehrsfläche. Als Bezugspunkt gilt die Höhe der Straßenverkehrs-
fläche, von der aus die Haupterschließung erfolgt. Für das Grundstück im Eckbereich 
„Garfelner Straße/Bahnecke“ wird als Bezugshöhe 81.20 m über NHN festgelegt.

OKFF = Mindesthöhe der Oberkante des fertiggestellten Erdgeschoßfußboden, hier 82.00 m über 
NHN

Ausschnitt aus dem rechtsverbindlichen Bebauungsplan 

Meter0 5025

1. Änderung

FLÄCHEN FÜR DIE ABWASSERBESEITIGUNG
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB

= Flächen für die Abwasserbeseitigung 
(Pumpwerk)

SONSTIGE PLANZEICHEN

= Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes gemäß § 9 Abs. 7 
BauGB

B. SONSTIGE DARSTELLUNGEN

= vorhandene Flurstücksgrenze

= vorhandene Gebäude

FLÄCHEN FÜR STELLPLÄTZE UND GARAGEN
gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 4 u. 22 BauGB u. § 12 BauNVO

St / Cp = Zulässig sind nur Stellplätze und Carports

Carports sind überdachte Stellplätze, die mindestens an der Zufahrtsseite geöffnet sind.
Carports sind nur innerhalb der im Bebauungsplan hierfür festgesetzten Flächen oder 
überbaubaren Grundstücksfläche zulässig.

Die Breite der Zufahrt je Baugrundstück darf 5,00 m nicht überschreiten.

PLANUNGEN, NUTZUNGSREGELUNGEN, MASS-
NAHMEN UND FLÄCHEN FÜR MASSNAHMEN ZUM
SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG
VON NATUR UND LANDSCHAFT
gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 und Nr. 25 BauGB

= Anzupflanzende Bäume

= Zu erhaltende Bäume

VERKEHRSFLÄCHEN
gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

= Bereich ohne Ein- und Ausfahrt
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